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Eine andere Meinung 

1. Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Peter Bofinger, vertritt zur Frage der 
Einführung eines flächendeckenden Mindestlohns und zur Notwendigkeit weiterer Reformen 
am Arbeitsmarkt eine abweichende Meinung. 

2. Die Mehrheit des Rates sieht bei der Einführung von Mindestlöhnen „die große 
Gefahr, dass Geringqualifizierte, Langzeitarbeitslose, Jugendliche oder Zweitverdiener aus 
dem Arbeitsmarkt gedrängt werden“ (Ziffer 516). Die aktuelle Diskussion um die Einführung 
eines flächendeckenden Mindestlohns in der Größenordnung um 8,50 Euro erscheine gerade 
angesichts der letztlich uneindeutigen Evidenz zu seiner Wirkung mehr als leichtfertig. Die 
schädlichen Effekte würden sich dabei aus der hohen Bindungswirkung ergeben, die daraus 
resultiere, dass Deutschland mit einem Mindestlohn von 8,50 Euro einen Spitzenplatz 
hinsichtlich des Verhältnisses von Mindestlohn zu Medianlohn einnehmen würde.  

3. Die Relation von Mindestlohn zu Medianlohn, der Kaitz-Index, lässt sich für 
Deutschland zum einen anhand der Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) 
errechnen. Hier ergibt sich für das Jahr 2011 ein Median für den Bruttostundenlohn für 
Vollzeitbeschäftigte von 15,00 Euro (Brautzsch und Schultz, 2013). Zum anderen kann für 
den Medianlohn die Verdienststrukturerhebung herangezogen werden. Hier wird für das Jahr 
2010 ein Median für den Bruttostundenlohn von 15,46 Euro in Preisen des Jahres 2005 
ausgewiesen (Fitzenberger, 2012).  

Die von der OECD errechneten Daten für das Verhältnis von Mindestlohn zu Medianlohn in 
ihren Mitgliedstaaten stammen aus dem Jahr 2011. Wenn man den für das Jahr 2014 
geplanten Mindestlohn von 8,50 Euro im internationalen Vergleich angemessen einordnen 
will, muss man ihn über einen Zeitraum von 3 Jahren auf das Jahr 2011 zurückrechnen. Dazu 
wird unterstellt, dass sich der Mindestlohn über einen Zeitraum von drei Jahren genauso 
entwickelt hätte wie die Effektivlöhne. Zudem muss der auf Preisen des Jahres 2010 
umgerechnete Wert aus der Verdienststrukturerhebung in gleicher Weise auf das Jahr 2011 
hochgerechnet werden. 

Aus diesen Berechnungen ergibt sich, dass Deutschland mit einem Mindestlohn von 
8,50 Euro bei beiden unterschiedlich ermittelten Medianlöhnen keinesfalls auf einem 
internationalen Spitzenplatz liegen würde. Die aus der Verdienststrukturerhebung abgeleitete 
Relation von Mindestlohn zu Medianlohn ergibt für Deutschland vielmehr einen Platz im 
internationalen Mittelfeld (Schaubild 71). 

  Sachverständigenrat - Jahresgutachten 2013/14 



Sozialpolitik: Die richtigen Reformen statt Leistungsausweitungen  380 

 

4. Zu Recht wird in diesem Kapitel eine evidenzbasierte Politikberatung gefordert. Doch 
für die „große Gefahr“ negativer Beschäftigungseffekte eines Mindestlohns wird von der 
Mehrheit der Ratsmitglieder keine überzeugende empirische Evidenz vorgelegt. Die 
Mehrheit stellt vielmehr selbst fest, dass die bisherigen Evaluationsergebnisse auf eher 
geringe Beschäftigungswirkungen eines Mindestlohns hin deuten. In der Tat lassen sich in der 
Literatur sehr viele Studien finden, die zu dem eindeutigen Ergebnis kommen, dass von 
Mindestlöhnen keine signifikanten negativen Auswirkungen auf die Beschäftigung zu 
erwarten sind.  

í Studien, die im Jahr 2011 von renommierten Forschungsinstituten zu den 
Beschäftigungswirkungen branchenspezifischer Mindestlöhne für acht Branchen in 
Deutschland erstellt wurden, zeigen durchweg keine signifikanten negativen 
Beschäftigungseffekte (Bosch und Weinkopf, 2012).  

í Für das Vereinigte Königreich stellt die „Low Pay Commission“ in ihrem aktuellen 
Bericht fest, dass der flächendeckende Mindestlohn seit seiner Einführung im Jahr 2001 
keine signifikanten negativen Beschäftigungseffekte gehabt habe (Department for 
Business, Innovation and Skills, 2013). Manning (2012) spricht sogar von einem 
„durchschlagenden Erfolg“.  

í Eine umfassende Übersicht von aktuellen Studien (Schmitt, 2013) sowie Metastudien zu 
den Beschäftigungswirkungen von Mindestlöhnen in den Vereinigten Staaten 
(Doucouliagos und Stanley, 2009; Belman und Wolfson, 2013) kommen ebenfalls zu dem 
Befund, dass sich keine signifikanten negativen Beschäftigungseffekte erkennen lassen.  

5. Es gibt also keine uneindeutige, sondern vielmehr eine eindeutige Evidenz, dass von 
Mindestlöhnen, wenn sie angemessen ausgestaltet sind, keine signifikanten 
Beschäftigungsverluste ausgehen.  

1) Mindestlohn in Relation zum Medianlohn. Betrachtete Länder: CZ-Tschechische Republik, US- Vereinigte Staaten, JP-Japan,
EE-Estland, KR-Republik Korea, LU-Luxemburg, ES-Spanien, PL-Polen, CA-Kanada, SK-Slowakei, UK-Vereinigtes Königreich,
NL-Niederlande, IE-Irland, RO-Rumänien, LT-Litauen, DE-Deutschland, HU-Ungarn, BE-Belgien, GR-Griechenland, AU-Aus-
tralien, IL-Israel, PT-Portugal, LV-Lettland, SI-Slowenien, NZ-Neuseeland, FR-Frankreich, CL-Chile und TR-Türkei.– 2) Berech-
nung anhand der Verdienststrukturerhebung, Fitzenberger (2012).– 3) Berechnung anhand des SOEP; Quelle: Brautzsch und
Schultz (2013).

Quelle: OECD
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6. Nicht geteilt wird auch die Auffassung der Mehrheit des Rates, wonach noch weiterer 
Reformbedarf am Arbeitsmarkt bestehe. Wiederum wird für diese Forderung keine 
empirische Evidenz angeführt. Grundsätzlich zeigt sich der in diesem Kapitel herausgestellte 
interessante Befund, dass „der deutsche Arbeitsmarkt (…) weiterhin mit zu den am stärksten 
regulierten der Welt“ zählt (Ziffer 452). Gleichzeitig steht außer Zweifel, dass sich der 
deutsche Arbeitsmarkt in den vergangenen Jahren und insbesondere in der starken 
Rezessionsphase des Jahres 2009 als ebenso dynamisch wie robust erwiesen hat. 
Offensichtlich ist die weithin geforderte hohe Flexibilität des Arbeitsmarkts weder eine 
hinreichende noch eine notwendige Bedingung für eine gute Beschäftigungssituation. Hierfür 
sprechen jedenfalls zahlreiche Studien und Metastudien, die keinen systematischen 
Zusammenhang zwischen dem Grad des Kündigungsschutzes und der Arbeitslosigkeit oder 
der Beschäftigung finden (Bassanini und Duval, 2006; Skendinger, 2011, Can, 2013). Eine 
neuere Studie kommt zu dem Ergebnis, dass es selbst für den häufig festgestellten negativen 
Einfluss auf die Beschäftigung junger Menschen keine Evidenz gebe (Noelke, 2011).  

7. Die Bedeutung der Einkommensverteilung nicht nur für den sozialen Konsens in einer 
Gesellschaft, sondern auch für ein nachhaltiges und damit größere Krisen vermeidendes 
Wirtschaftswachstum wird seit mehreren Jahren von zahlreichen Ökonomen betont 
(Kumhof und Rancière, 2010; Berg und Ostry, 2011; Piketty und Saiz, 2012). So gesehen ist 
eine Politik, die sich darum bemüht, die wachsende Ungleichheit der Einkommensverteilung 
in Deutschland (Ziffern 692 ff.) zumindest teilweise zu korrigieren, alles andere als 
rückwärtsgewandt. Sie ist vielmehr ein wichtiger Beitrag für ein stabiles Wachstum, das 
durch eine breit angelegte Konsumnachfrage gestärkt wird. 

Soweit die Meinung dieses Ratsmitglieds. 
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